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siert und unabhängig sein sowie das Arbeitskampfrecht und 
das geltende Tarifrecht als verbindlich anerkennen.

Artikel 5 
Unabhängige Rechtssprechung

(1) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen 
Rechten verletzt, so steht ihm der Rechtsweg offen.

(2) Die Richter sind unabhängig und nur der Verfassung 
nach Maßgabe dieses Verfassungsgesetzes' und dem Gesetz 
unterworfen. Sie unterliegen insoweit keiner Aufsicht staat­
licher oder gesellschaftlicher Organe. Eine Leitung der Rechts­
sprechung unterer Gerichte durch obere Gerichte ist nicht zu­
lässig.

Artikel 6 
Schutz der Umwelt

Der Schutz der natürlichen Umwelt ist Pflicht des Staates 
und aller Bürger. Er ist durch Gesetze zu gewährleisten.

Artikel 7 
Schutz der Arbeit

Die Arbeitskraft wird vom Staat geschützt. Der Staat för­
dert das Recht des einzelnen, durch Arbeit ein menschenwür­
diges Leben in sozialer Gerechtigkeit und wirtschaftlicher 
Freiheit zu führen, und schafft die dazu notwendigen Rah­
menbedingungen.

Artikel 8 
Hoheitsrechte

Die Deutsche Demokratische Republik kann durch Verfas­
sungsgesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtun­
gen und Einrichtungen der Bundesrepublik Deutschland über­
tragen oder in die Beschränkung von Hoheitsrechten einwilli­
gen.

Artikel 9 
Neufassung

Artikel 106 der DDR-Verfassung wird wie folgt gefaßt: 
„Artikel 106

Die Verfassung kann nur von der Volkskammer der Deut­
schen Demokratischen Republik durch Gesetz geändert wer­
den, das ausdrücklich als .Verfassungsgesetz' bezeichnet ist. 
Staatsverträge der Deutschen Demokratischen Republik und 
andere völkerrechtliche Verträge sind, soweit durch sie Ver­
fassungsgegenstände berührt werden, durch ein ausdrücklich 
als .Verfassungsgesetz' bezeichnetes Gesetz zu bestätigen, das 
der Zustimmung von zwei Drittel der Mitglieder der Volks­
kammer bedarf."

Artikel 10 
Schlußbestimmung

Dieses Verfassungsgesetz tritt am 17. Juni 1990 in Kraft und 
behält seine Gültigkeit bis zur Inkraftsetzung eines Grund­
gesetzes.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am siebzehnten Juni neunzehnhundert­
neunzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den siebzehnten Juni neunzehnhundertneunzig

Die Präsidentin der Volkskammer 
der Deutschen Demokratischen Republik 

B e r g m a n n - P o h l

Gesetz
zur Privatisierung und Reorganisation 

des volkseigenen Vermögens 
(Treuhandgesetz)
vom 17. Juni 1990

Getragen von der Absicht,
— die unternehmerische Tätigkeit des Staates durch Privati­

sierung so rasch und so weit wie möglich zurückzuführen,
— die Wettbewerbsfähigkeit möglichst vieler Unternehmen 

herzustellen und somit Arbeitsplätze zu sichern und neue 
zu schaffen,

— Grund und Boden für wirtschaftliche Zwecke bereitzustel­
len,

— daß nach einer Bestandsaufnahme des volkseigenen Ver­
mögens und seiner Ertragsfähigkeit sowie nach seiner vor­
rangigen Nutzung für Strukturanpassung der Wirtschaft 
und die Sanierung des Staatshaushaltes den Sparern zu 
einem späteren Zeitpunkt für den bei der Währungsum­
stellung am 2. Juli 1990 reduzierten Betrag ein verbrieftes 
Anteilsrecht an volkseigenem Vermögen eingeräumt wer­
den kann,

wird folgendes Gesetz erlassen:

§ 1
V ermögensübertragung

(1) Das volkseigene Vermögen ist zu privatisieren. Volks­
eigenes Vermögen kann auch in durch Gesetz bestimmten Fäl­
len Gemeinden, Städten, Kreisen und Ländern sowie der öf­
fentlichen Hand als Eigentum übertragen werden. Volkseige­

nes Vermögen, das kommunalen Aufgaben 'und kommunalen 
Dienstleistungen dient, ist durch Gesetz den Gemeinden und 
Städten zu übertragen.

(2) Der Ministerrat trägt für die Privatisierung und Reor­
ganisation des volkseigenen Vermögens die Verantwortung 
und ist der Volkskammer rechenschaftspflichtig.

(3) Der Ministerrat beauftragt mit der Durchführung der 
entsprechenden Maßnahmen die Treuhandanstalt.

(4) Die Treuhandanstalt wird nach Maßgabe dieses Gesetzes 
Inhaber der Anteile der Kapitalgesellschaften, die durch Um­
wandlung der im Register der volkseigenen Wirtschaft einge­
tragenen volkseigenen Kombinate, Betriebe, Einrichtungen 
und sonstigen juristisch selbständigen Wirtschaftseinheiten 
(nachfolgend Wirtschaftseinheiten genannt) entstehen oder bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits entstanden sind.

(5) Die Vorschriften dieses Paragraphen finden nicht für 
volkseigenes Vermögen Anwendung, soweit dessen Rechtsträ­
ger
— der Staat,
— die Deutsche Post mit ihren Generaldirektionen, die Deut­

sche Reichsbahn, die Verwaltung von Wasserstraßen, die 
Verwaltung des öffentlichen Straßennetzes und andere 
Staatsunternehmen,

— Gemeinden, Städten, Kreisen und Ländern unterstellte Be­
triebe oder Einrichtungen,

— eine Wirtschaftseinheit, für die bis zum Inkrafttreten die­
ses Gesetzes ein Liquidationsvermerk im Register der 
volkseigenen Wirtschaft eingetragen wurde,

sind.
(6) Für die Privatisierung und Reorganisation des volks­

eigenen Vermögens in der Land- und Forstwirtschaft ist die


